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Die Westeuropäische Union 


Tätigkeit des WEU-Rats 

1. Allgemeines 

Der Ministerrat tagte am 21. und 22. Oktober 1968 

in Rom unter italienischem und am 6. und 7. Februar 

1969 in Luxemburg unter luxemburgischen Vorsitz. 

2. Die politischen Konsultationen 

a) Im Mittelpunkt der beiden Ministerratstagungen 
stand das Bemühen um den Ausbau und die 
Verstärkung der politischen Konsultationen in 
der WEU. In Rom erörterten die Minister sehr 
eingehend die Vorschläge des belgischen Außen- 
ministers Marmel für eine engere Zusammen- 
arbeit der WEU-Staaten auf den Gebieten der 
Außen-, Verteidigungs- und Währungspolitik, 
der Technologie und Jugendfragen. Die Anre- 
gung des belgischen Außenministers, eine beson- 
dere Arbeitsgruppe mit der Prüfung seiner Vor- 
schläge zu betrauen, fand nicht die Zustimmung 
aller Delegationen. Trotz des Bemühens des 
Parlamentarischen Staatssekretärs des Bundes- 
ministers des Auswärtigen, Jahn, der die deut- 
sche Delegation leitete, um eine Kompromiß- 
lösung hielt der französische Vertreter seine 
Bedenken gegen die belgischen Vorschläge auf- 
recht. Die Minister konnten sich daher nur 
darauf einigen, die nächste Ratssitzung in 
Luxemburg „in angemessener Weise vorzu- 
bereiten". 

Die Bundesregierung bemühte sich in der Zwi- 
schenzeit konsequent, eine Blockbildung inner- 
halb der WEU zu verhindern und damit die ver- 
stärkte außenpolitische Zusammenarbeit im Rah- 
men der WEU zu ermöglichen. Nicht zuletzt 
dank dieser Bemühungen sind in Luxemburg 
Tendenzen, unter Umständen auch neue Insti- 
tutionen außerhalb der WEU zu schaffen, nicht 
mehr in Erscheinung getreten. Die Diskussion 
konzentrierte sich auf die Verbesserung und 
Verstärkung der außenpolitischen Konsultatio- 
nen. Die übrigen in den Marmel-Vorschlägen 
erwähnten Gebiete traten dahinter zurück. Als 
Vorsitzender stellte der luxemburgische Außen- 
minister Thorn als Ergebnis der intensiven Be- 
ratungen fest, daß alle Mitgliedstaaten eine Ver- 
besserung und Verstärkung der außenpolitischen 
Konsultationen in der WEU wünschen und bereit 
sind, alle Vorschläge vom Ständigen Rat prüfen 
zu lassen. Es herrschte Übereinstimmung, daß der 
Rat in Krisenfällen zu Sondersitzungen zusam- 
mentreten und unter Umständen im kleineren 
Kreis tagen solle, um die Vertraulichkeit der 
Beratungen zu gewährleisten. Die Benelux-Staa- 
ten erklärten sich bereit, bestimmte außenpoli- 
tische Fragen nach einer noch festzulegenden 


Liste vor einer Entscheidung mit den WEU- 
Partnern zu konsultieren. Ähnlich wie die 
britische und italienische Delegation erklärte sich 
auch der deutsche Delegationsleiter, Staatssekre- 
tär Jahn, zu derartigen Konsultationen bereit, 
allerdings unter Betonung der Freiwilligkeit. Die 
französische Delegation behielt sich jede Stel- 
lungnahme vor. In dem Willen, die Konsultatio- 
nen zu verbessern, begrüßten außer dem fran- 
zösischen Vertreter alle Delegierten ein Angebot 
des britischen Außenministers Stewart, die WEU- 
Partner in London vor den New Yorker Bespre- 
chungen über Nahost-Fragen zu konsultieren. 

b) Die Konsultationen über Ost-West-Fragen in 
Rom zeigten weitgehende Übereinstimmung aller 
Delegationen in der Beurteilung der Lage nach 
der sowjetischen Invasion der Tschechoslowakei. 
Die Invasion habe die militärische Schlagkraft 
und die politische Unberechenbarkeit der Sowjet- 
union bewiesen. Der Begriff der Entspannung 
könne nicht mehr denselben Inhalt haben wie vor 
dem 21. August, wenn es auch auf lange Sicht 
keine Alternative zu einer Politik der Entspan- 
nung gebe. Der Parlamentarische Staatssekretär 
des Bundesministers des Auswärtigen betonte, 
daß die Bundesregierung weiterhin an ihrer 
Politik des innerdeutschen Ausgleichs festhalte, 
obgleich die Intervention der Warschauer-Pakt- 
Staaten in der Tschechoslowakei die Erfolgsaus- 
sichten vermindert habe. 

c) Der Vorschlag Staatssekretär Jahns, der Rat 
solle an die Regierungen appellieren, humani- 
täre LIilfsmaßnahmen in Nigeria/Biafra zu unter- 
stützen, führte zu einer eingehenden Erörterung 
der Lage in Nigeria/Biafra. Die Diskussion zeigte, 
daß sich alle Delegationen trotz verschiedener 
Beurteilung der politischen Lage für eine umfas- 
sende humanitäre Hilfe einsetzten. Die Minister 
beauftragten daher den Ständigen Rat, den deut- 
schen Vorschlag weiterhin zu beraten. Nach ein- 
gehender Diskussion im November und Dezem- 
ber 1968 konnte der Ständige Rat den Ministern 
in Luxemburg berichten, daß sich alle Delega- 
tionen für die Weiterführung und den Ausbau 
der humanitären Hilfsmaßnahmen in Nigeria/ 
Biafra einsetzen. In Luxemburg wiesen die 
Minister daraufhin, daß die öffentliche Meinung 
in allen WEU-Staaten auf humanitäre Hilfsmaß- 
nahmen und eine baldige Beendigung des Krie- 
ges dränge. Staatssekretär Lahr forderte wirk- 
same Hilfe unabhängig von politischer Lage und 
Stammeszugehörigkeit. Es herrschte Übereinstim- 
mung, daß die politische Lösung des Konflikts 
allerdings den Afrikanern selbst überlassen 
bleiben müsse. 
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d) Über die Beziehungen West-Europas mit Latein- 
amerika berichtete Staatssekretär Lahr in Rom, 
daß sich auf der Reise des Herrn Bundesministers 
des Auswärtigen, auf der Botschafter-Konferenz 
in Vina dei Mar und auf seiner eigenen Reise 
durch Mittelamerika die engen Bindungen Latein- 
amerikas an Europa gezeigt hätten. Aber auch 
das Gefühl der Lateinamerikaner, von Europa 
vernachlässigt zu werden, sei nicht zu über- 
sehen. Die Bundesregierung beabsichtige daher, 
den Dialog mit Lateinamerika auf allen Gebieten 
zu intensivieren; sie würde entsprechende Be- 
mühungen anderer WEU-Partner begrüßen. Der 
Rat bat Staatssekretär Lahr um einen ausführ- 
lichen schriftlichen Bericht, der den anderen 
Delegationen übermittelt wurde. 

e) Zur Lage im Mittelmeerraum und im Nahen 
Osten stellten die Minister in Luxemburg fest, 
daß Europa ein vitales Interesse an einer fried- 
lichen Entwicklung in diesen Gebieten habe. Sie 
begrüßten die bevorstehenden Gespräche der 
vier Ständigen Mitglieder des Sicherheitsrates. 
Sie stimmten darin überein, daß die Entschließung 
des Sicherheitsrates vom 22. November 1967 und 
eine Verstärkung der Mission Jarrings Aus- 
gangspunkte einer Lösung sein müßten, die nur 
ausgehandelt und nicht auferlegt werden könne. 


3. Die wirtschaftspolitischen Konsultationen 

Der Meinungsaustausch am zweiten Tag der 
Ministerratstagungen über die wirtschaftliche Lage 
in Europa, an der wie üblich Vertreter der Kom- 
mission der Europäischen Gemeinschaften teilnah- 
men, war im Berichtszeitraum geprägt von den Be- 
mühungen um eine europäische Zusammenarbeit, 
bis die Aufnahme von Verhandlungen über eine 
Erweiterung der Europäischen Gemeinschaften mög- 
lich ist. Dabei gelang es jedoch nicht, Einigung über 
besondere Verfahrensformen oder die Institutio- 
nalisierung einer verstärkten Zusammenarbeit zu 
erzielen. 

Auf der Tagung in Rom erläuterten die deutsche 
und die französische Delegation ihre Vorstellungen 
über den materiellen Inhalt eines handelspolitischen 
Arrangements zwischen den Europäischen Gemein- 
schaften und den Beitrittskandidaten sowie anderen 
europäischen Staaten. Staatssekretär Lahr hob in 
Rom die positiven Auswirkungen eines handels- 
politischen Arrangements für eine Annäherung zwi- 
schen der Gemeinschaft und den beitrittswilligen 
Staaten hervor. Er sprach sich für eine baldige 
Weiterarbeit der sogenannten Gruppe Marechal 
aus und setzte sich für eine rechtzeitige Fühlung- 
nahme mit Großbritannien auf den Gebieten des 
europäischen Patent- und Gesellschaftsrechts ein. 
Unter Hinweis auf die deutsch-französische Erklä- 
rung vom 16. Februar 1968 erklärte der französische 
Vertreter die Bereitschaft seiner Regierung, sich 
innerhalb der Gemeinschaft über den Inhalt eines 
handelspolitischen Arrangements und die Zusam- 
menarbeit auf technologischem Gebiet mit ihren 
Partnern abzustimmen. Das Arrangement solle den 


Beitritt Großbritanniens nicht ersetzen, könne ihn 
aber auch nicht automatisch herbeiführen. 

Die britische Delegation bezeichnete als bleibendes 
Hauptziel der britischen Europapolitik den Beitritt 
zu den Europäischen Gemeinschaften, erklärte sich 
jedoch auch zur Prüfung eines handelspolitischen 
Arrangements, das mit der späteren Mitgliedschaft 
in Verbindung stehe, bereit. 

Sie stieß bei der Mehrzahl der Delegationen auf 
Verständnis für ihre Bitte an die Gemeinschaft, bei 
kommenden Entscheidungen die zukünftige Erweite- 
rung der Gemeinschaften zu berücksichtigen und 
Maßnahmen zu unterlassen, die sie erschweren 
könnten. 

Bei der Luxemburger Tagung konzentrierte sich die 
Diskussion vor allem auf die inzwischen eingetretene 
konkrete Entwicklung in der Frage eines handels- 
politischen Arrangements und der technologischen 
Zusammenarbeit. Es wurde von französischer und 
deutscher Seite erneut auf die Bedeutung und den 
Wortlaut der deutsch-französischen Erklärung vom 
16. Februar 1968 anläßlich der Konsultationen von 
Staatspräsident de Gaulle und Bundeskanzler Kie- 
singer hingewiesen. Die Delegationen der Regie- 
rungen der Gemeinschaft erläuterten ihre zum Teil 
unterschiedlichen Auffassungen über den Inhalt 
eines handelspolitischen Arrangements, insbeson- 
dere in den Fragen der Verbindungen zum Beitritt, 
der GATT-Konformität und des Teilnehmerkreises. 
Die seit der letzten Ratstagung erfolgte Wiederauf- 
nahme der technologischen Zusammenarbeit inner- 
halb der Gemeinschaft im Rahmen der sogenannten 
Gruppe Marechal wurde von allen Mitgliedsregie- 
rungen begrüßt. Von deutscher Seite wurde dabei 
vor zu großen Erwartungen bei einer Zusammen- 
arbeit der Gemeinschaft mit Großbritannien auf Ge- 
bieten außerhalb der Verträge von Rom gewarnt 
und an die übrigen Mitgliedsregierungen appelliert, 
ihre Bemühungen weiterhin vor allem auf das han- 
delspolitische Arrangement zu richten. 


4. Der Ständige Rat 

Der Ständige Rat tagte wie bisher etwa alle zwei 
Wochen unter dem Vorsitz des Generalsekretärs und 
erledigte die laufende Arbeit. Er bereitete den Jah- 
resbericht 1968 des Rates an die Versammlung vor 
und beriet die Antworten auf die Empfehlungen 
der Versammlung, ohne daß diese Arbeiten bisher 
abgeschlossen werden konnten. Die Bemühung der 
Bundesregierung, die Tätigkeit des Ständigen Rates 
zu intensivieren, zeigte einen ersten Erfolg in den 
Konsultationen über Nigeria/Biafra, die im Auftrag 
der Minister im November und Dezember 1968 in 
London stattfanden. In Luxemburg erteilten die 
Minister dem Ständigen Rat den Auftrag, die in 
Luxemburg besprochenen sowie alle anderen Vor- 
schläge zur Verbesserung der außenpolitischen Kon- 
sultationen in der WEU zu prüfen und den Ministern 
bei der nächsten Ratstagung im Haag zu berichten. 

Die unterschiedlichen Auffassungen der Franzosen 
und der übrigen WEU-Partner in der Frage der poli- 
tischen Konsultationen traten zutage, als der Gene- 
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ralsekretär am 10. Februar auf britischen Antrag 
den Ständigen Rat zu Nah-Ost-Konsultationcn am 
14. Februar „dringend" einberief, um diese Frage im 
Rahmen der WEU noch rechtzeitig vor den New 
Yorker Vier-Mächte-Besprechungen zu konsultieren. 
Die Franzosen hatten das britische Angebot zu 
solchen Konsultationen schon in Luxemburg kriti- 
siert, aber ihm nicht ausdrücklich widersprochen. 
Nach französischer Auffassung hätte man das Thema 
„Naher Osten" schon bei der Ratstagung in Luxem- 
burg ausführlich behandeln können. Die fran- 
zösische Haltung ließ dennoch zunächst die Mög- 
lichkeit offen, daß die französische Delegation, ohne 
sich selbst aktiv an den Konsultationen zu beteili- 
gen, sich nicht gegen die Konsultationen der übrigen 
Partner in der WEU stemmen würden. Nach anfäng- 
lichem Zögern lehnte sie dann aber nicht nur 
die Teilnahme an den Nah-Ost-Konsultationen ab, 
sondern erklärte die Sitzung am 14. Februar für 
illegal, da sie nicht einstimmig einberufen worden 
sei. Die übrigen sechs Delegationen hielten die 
durch den Generalsekretär auf Grund der Dring- 
lichkeit ergangene Einberufung für rechtmäßig und 
nahmen an der Sitzung teil. Die Franzosen kündigten 
daraufhin an, daß sie so lange nicht an den Arbeiten 
des WEU-Rates teilnehmen würden, wie die fran- 
zösische Interpretation der Einstimmigkeitsregel 
nicht von allen Partnern voll anerkannt werde. Sie 
erklärten außerdem die Fortführung der Arbeiten 
des WEU-Rates ohne französische Zustimmung für 
unrechtmäßig. 

Die übrigen sechs Delegationen bedauerten das 
Fernbleiben der Franzosen. Im Hinblick auf die 
vertragliche Verpflichtung aus Artikel Vlll Abs. 2 
des revidierten Brüsseler Vertrages beschlossen sie 
jedoch, die Arbeiten des Rates fortzusetzen. (Nach 
dieser Vorschrift soll der Rat so organisiert sein, 
daß er seine Funktion ständig ausüben kann). Die 
Ständigen Vertreter der sechs Delegationen traten 
daher weiterhin zu den üblichen Routinesitzungen in 
London zusammen. 


II. Tätigkeit der WEU-Versammlung 

Wegen der politischen Lage in Frankreich im Mai 
1968 mußte die für Mai geplante Sitzung ausfallen, 
die Versammlung konnte erst vom 14. bis 18. Okto- 
ber 1968 und dann vom 20. bis 21. Februar 1969 in 
Paris zu ihrer 14, Ordentlichen Sitzungsperiode zu- 
sammentreten. Der erste Teil der Sitzungsperiode 
stand im Schatten der sowjetischen Intervention in 
der CSSR. Die Debatte konzentrierte sich daher aut 
Fragen einer wirksamen Zusammenarbeit West- 
europas auf dem Gebiet der Verteidigung. Eine un- 
gewöhnlich große Zahl prominenter Regierungsver- 
treter ergriff das Wort in der Debatte: Bundesver- 
teidigungsminister Schröder, NATO-Generalsekretär 
Brosio, Lord Chalfont, Jean Rey, Staatssekretär Jahn 
und der amerikanische Unterstaatssekretär Katzen- 
bach. Auch in den Beiträgen der Abgeordneten trat 
die Auseinandersetzung mit den Franzosen in der 
Frage des britischen EWG-Beitritts hinter der 
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! gemeinsamen Sorge um die Sicherheit Westeuropas 
■ zurück. 

! Der zweite Teil der 14. Sitzungsperiode wurde von 
j der Tatsache überschattet, daß die Franzosen einige 
I Tage zuvor ihre Absicht angekündigt hatten, an 
den Arbeiten des Rats nicht mehr teilzunehmen, bis 
ihr Rechtsstandpunkt in der Frage der Einstimmig- 
keit von allen WEU-Partnern anerkannt worden sei. 

I In einer gegen die Stimmen der gaullistischen Abge- 
! ordneten angenommenen Dringlichkeitsentschlie- 
ßung begrüßten die Abgeordneten die Bemühungen 
des Rates um eine Verstärkung der politischen Kon- 
sultationen und appellierten an Frankreich, seinen 
Sitz im Rat wieder einzunehmen. In der Debatte 
bestätigten die gaullistischen Abgeordneten, daß 
Frankreich die WELl nicht verlassen werde, aber 
die „Rückkehr zum normalen Verfahren" zur Bedin- 
gung Frankreichs weiterer Mitarbeit im Rat mache. 
Die anderen Abgeordneten hoben hervor, daß die 
Versammlung den Rat stets zur Verstärkung der 
politischen Konsultationen gedrängt habe und sich 
; jetzt daher eindeutig hinter die Versuche stellen 
I müsse, diese Konsultationen zu intensivieren. 


I III. Verhältnis zwischen Rat und Versammlung 

i 

I Die Beziehungen zwischen Rat und Versammlung 
I haben sich in der Berichtszeit dank der vielfältigen 
Bemühungen auf beiden Seiten weiter verbessert. 
Der Höhepunkt der mannigfaltigen Kontakte war 
das informelle Treffen der Minister mit dem Präsi- 
dialausschuß der Versammlung am 22. Oktober 1968 
I im Anschluß an die Ministerratstagung in Rom. Es 
I wurde von beiden Seiten als besondere erfolg- 
j reiche Neuerung in den Beziehungen zwischen Rat 
und Versammlung betrachtet. In seiner Ansprache 
I zum Abschluß des ersten Teils der 14. Sitzungs- 
I Periode hob der Präsident der Versammlung die 
I besonders intensive Beteiligung von Regierungs- 
vertretern an den Debatten der Versammlung her- 
vor. 

Die noch ausstehenden Antworten des Rats auf die 
Empfehlungen 166 und 179 konnten wegen der 
gegenwärtigen Lage im Rat noch nicht fertiggestellt 
werden. 


IV. Die Tätigkeit des Rüstungskontrollamtes 
; der WEU 

I 

I Bis zum Jahresende setzte das Rüstungskontrollamt 
j sein Kontrollprogramm anhand der vorjährigen 
! statistischen und Haushalts-Angaben sowie der Ant- 
: Worten auf die jährlichen Auskunftsersuchen, die 
' die Kontrollen der Nichtherstellung bestimmter 
I Waffengattungen vereinfachen und erleichtern, fort. 
Durch sogenannte Bestandskontrollen wurde an Ort 
und Stelle (bei den Streitkräften, in militärischen 
Depots und in Produktionsanlagen) die Höhe der 
I Waffenbestände kontrolliert. Nichtherstellungskon- 
trollen in Prodiiktionsanlagen dienten der Feststel- 
i lung, daß die Bundesrepublik ihre vertragliche Ver- 
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pflichtung, bestimmte Waffenarten nicht herzustel- 
len, eingehalten hat. Wie in den früheren Berichts- 
zeiträumen, so führten auch diesmal Vertreter der 
obersten Bundesbehörden mit dem Direktor des 
Amtes und seinen Mitarbeitern Gespräche über 
rechtliche und technische Fragen der Rüstungskon- 
trolle. Wie alljährlich stellen der Bundesminister 
für Wirtschaft und der Bundesminister für Ver- 
teidigung seit Beginn des Jahres die dem Amt zu 
übermittelnden statistischen Angaben und Haus- 
haltsangaben zusamm'en, aufgrund deren das Amt 
im Jahr 1969 die Bestandskontrollen durchführen 
wird. Die Bearbeitung der Antworten auf die beson- 
deren Auskunftsersuchen für das Kontrolljahr 1968 
steht vor dem Abschluß. 

Auch im Berichtszeitraum konnte aus den bekann- 
ten Gründen das bereits im Dezember 1957 von 
allen WEU-Mitgliedstaaten Unterzeichnete Rechts- 


schutzabkommen nicht in Kraft treten, so daß im 
Produktionsbereich nach wie vor Kontrollen nur mit 
Zustimmung der betroffenen Unternehmen und der 
nationalen Behörden stattfinden können. 


V. Die Tätigkeit des Ständigen Rüstungs- 
ausschusses der WEU 

Auch während der Berichtszeit hat der Ständige 
Rüstungsausschuß der WEU seine Tätigkeit nur 
routinemäßig weiterführen können. Sie fand in den 
Untergruppen statt. Da der Rat der WEU die Prü- 
fung der ihm vorliegenden „Studie über die 
Rüstungszusammenarbeit" bis heute nicht abschlie- 
ßend behandelt hat, fehlt dem Ständigen Rüstungs- 
ausschuß weiterhin die Weisung für seine künftige 
Tätigkeit. 
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